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Amts - Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Aro, 49. Marienwerder, ben 2. Dezember 1896. 1896. 
Z —k—! rt 


Verordnungen und Bekanntmachungen geliefert werden; die Vereinigung mehrerer Packete zu 
der Central⸗Behörden. einer Begleitadreſſe iſt thunlichſt zu vermeiden. 
Berlin W., den 25. November 1896. 


1) Bekanntmachung. Reichs⸗Poſtamt, I. Abtheilung. Fritſch. 
Für Poſtanweiſungen nach Conſtantinopel kommt Verordnungen und Bekanntmachungen 
bis auf Weiteres das Umwandlungs⸗Verhältniß von der Provinzial⸗Behörden :c. 
1 Pfund Türkiſch = 18 Mark 55 Pf. in Anwendung.] B) Serbe Nc lg å 
i pe. ierdurch bringe ie erfolgte Ernennung des 
a e Adminiſtrators und Gutsvorſtehers Johannes Krüger 
eichs⸗ Pof an ja. Bau: in Krumpohl zum Standesbeamten für den Standes- 
Fri * amtsbezirk Schloppe Land, Kreiſes Deutſch Krone, an 
2) Bekanntmachung. Stelle des Bürgermeiſters Rückert in Schloppe zur 
Die Weihnachtsſendungen betreffend. öffentlichen Kenntniß. 
=: Danzig, den 24. November 1896. 
Das Reichs⸗Poſtamt richtet auch in dieſem Jahre Der Ober⸗Präſident. 
an das Publikum das Erſuchen, mit den Weihnachts⸗ 4) Bekanntmachung. 
verſendungen bald zu beginnen, damit die Packetmaſſen Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


ſich nicht in den letzten Tagen vor dem Feſte zu ſehr Lehrers Schwanz in Pniewitten zum Standesbeamten 
zuſammendrängen, wodurch die Pünktlichkeit in der für den Standesamtsbezirk Pniewitten, Kreiſes Culm, 
Beförderung leidet, an Stelle des verſtorbenen Gutsbeſitzers Herbſt zu 

Die Packete ſind dauerhaft zu verpacken. Dünne Malankowo zur öffentlichen Kenntniß. 
Pappkaſten, ſchwache Schachteln, Cigarrenkiſten ꝛc. ſind Danzig, den 27. November 1896. 
nicht zu benutzen. Die Aufſchrift der Packete muß Der Ober⸗Präſident. 
deutlich, vollſtändig und haltbar hergeſtellt ſein. Kann 8) Bekanntmachung. 
die Aufſchrift nicht in deutlicher Weiſe auf das Packet Der erſte Hufbeſchlag Lehrſchmiede⸗Kurſus für das 
geſetzt werden, ſo empfiehlt ſich die Verwendung eines Jahr 1897 wird in der Zeit vom 10. Januar bis 
Blattes weißen Papiers, welches der ganzen Fläche 6. März ſtattfinden. 
nach feſt aufgeklebt werden muß. Bei Fleiſchſendungen Anmeldungen zur Theilnahme an demſelben 
und ſolchen Gegenſtänden in Leinwandverpackung, welche müſſen ſpäteſtens 14 Tage vor Beginn deſſelben ſchrift⸗ 
Feuchtigkeit, Fett, Blut zx. abſetzen, darf die Aufſchrift lich bei dem Königlichen Herrn Landrath zu Marien- 
nicht auf die Umhüllung geklebt werden. Am zweck- werder, in beffen Büreau Einficht in das Statut der 
mäßigſten find gedruckte Aufſchriften auf weißem Papier. Hufbeſchlag⸗Lehrſchmiede genommen werden kann, er⸗ 
Dagegen dürfen Formulare zu Poſt⸗Packetadreſſen für folgen. 
Packetaufſchriften nicht verwendet werden. Der Name An Unterſtützung erhält bei nachgewieſener Be⸗ 
des Beſtimmungsorts muß ſtets recht groß und kräftig dürftigkeit der Kurſiſt wöchentlich 5 Mark, ältere ver: 
gedruckt oder geſchrieben ſein. Die Packetaufſchrift heirathete Meiſter auch etwas mehr. 
muß ſämmtliche Angaben der Begleitadreſſe enthalten, Marienwerder, den 19. November 1896. 
zutreffendenfalls alſo den Frankovermerk, den Nach⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 
nahmebetrag nebſt Namen und Wohnung des Ab⸗6) In der dem diesjährigen Amtsblatt Nr. 12 bei⸗ 
ſenders, den Vermerk der Eilbeſtellung u. f. w., damit gefügten Extra = Beilage betreffend Ausführung des 
im Falle des Verluſtes der Begleitadreſſe das Packet Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 befindet fid) 
auch ohne dieſelbe dem Empfänger ausgehändigt werden auf Seite 19 in der 19. und 20. Zeile von oben ein 
kann. Auf Packeten nach größeren Orten ift die ſinnentſtellender Druckfehler, indem es daſelbſt ſtatt 
Wohnung des Empfängers, auf Packeten nach Berlin „Veranlagung“ „Verlängerung“ heißt. 
auch der Buchſtabe des Poſtbezirks (C., W., SO. uſw.) Die Extrabeilage iſt handſchriftlich zu berichtigen. 
anzugeben. Zur Beſchleunigung des Betriebes trägt Marienwerder, den 24. November 1896. 
es weſentlich bei, wenn die Packete frankirt auf- Der Regierungs⸗Präſident. 

Ausgegeben in Morienwerder am 3. Dezember 1896. 


7) Bekanntmachung, 
Die Fourage⸗Lieferung für die Königliche Gen: 
darmerie des hieſigen Regierungsbezirkes und zwar 
ſowohl für die Pferde der bereits angeſtellten Ober⸗ 
wachtmeiſter und berittenen Gendarmen als auch für 
die Pferde der etwa zukünftig neu anzuſtellenden, 
ſowie für die Pferde der durchmarſchirenden Oberwacht⸗ 
meiſter und Gendarmen ſoll für die Zeit vom 1. April 
1897 bis Ende März 1898 im Wege des Submiſſions⸗ 
Verfahrens mit anſchließender Minus⸗Licitation aus⸗ 
gegeben werden. 

Die Lieferungs⸗Bedingungen können in der Re: 
giſtratur — Bureau 47 — der hieſigen Regierung 
eingeſehen werden. 


Es beträgt der Fouragebedarf für jedes Pferd 


jährlich: 


1733 Kg. 750 Gr. Hafer, 
912 „ 0% 


12% Stroh. 

Der Jahresbedarf für ſämmtliche Pferde ſtellt 
ſich demnach ungefähr auf: 

173375 Kg. Hafer, 
91250 „ Heu, 
127750 „ Stroh. 

Die portofreien Angebote ſind bis zum 17. De⸗ 
zember d. Ja., Vormittags 12 Uhr, mir verſiegelt mit 
der auf das Couvert zu ſetzenden Bezeichnung: 

„Submiſſion wegen Gendarmerie⸗Fourage Liefe⸗ 
rung“ einzureichen und wird die Entſcheidung bis zum 
30. Dezember d. Js., bis zu welchem Tage die Sub- 
mittenten an ihre Gebote gebunden bleiben, erfolgen. 

Nach Eröffnung der ſchriftlichen Submiſſions⸗ 
Anerbietungen wird ein Termin am 17. Dezember d. J., 
von 4—5 Uhr Nachmittags mit den erſchienenen Sub⸗ 
mittenten eine Minuslicitation vorgenommen werden. 

Gleichzeitig wird noch bemerkt, daß die in Rede 
ſtehende Lieferung nicht nur im Ganzen für den Re⸗ 
gierungsbezirk, ſondern auch — durch die Königlichen 
Landrathsämter — freis- bezw. ſtationsweiſe aus- 
geboten wird. 

Bis zum 30. Dezember d. Js. behalte ich mir 
die Entſcheidung darüber vor, ob die Lieferung an 
einen General⸗Unternehmer oder an verſchiedene Einzel: 
Lieferanten vergeben werden fol. 

Marienwerder, den 17. November 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
8 Ordnung, 
für die Erhebung einer Gemeindeſteuer bei dem Er⸗ 
werbe von Grundſtücken im Bezirke der Stadt Jaſtrow. 


Auf Grund der 88 13, 18, 69, 70 und 82 des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 und des 
Beſchluſſes der Stadtverordneten Berfammlung vom 
8. Auguſt 1896 wird für die Stadt Jaſtrow nach⸗ 
ſtehende Steuerordnung erlaſſen. 

§ 1. Jeder auf Grund einer freiwilligen Ver⸗ 
äußerung erfolgende Eigenthumserwerb eines im Stadt⸗ 
bezirk belegenen Grundſtücks unterliegt einer Steuer 


— 


von einhalb vom Hundert des Werihs des veräußerten 
Grundſtücks. Wird das Eigenthum eines Grundſtücks 
der vorbezeichneten Art im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren erworben, ſo iſt eine Steuer von einhalb 
vom Hundert von dem Betrage des Meiſtgebots, zu 
welchem der Zuſchlag ertheilt wird, unter Hinzu⸗ 
rechnung des Werthes der von dem Erſteher über⸗ 
nommenen Leiſtungen zu entrichten. 

Für die Steuer ſind der Veräußerer und der 
Erwerber verhaftet. Steht Einem derſelben nach den 
landesſtempelgeſetzlichen Vorſchriften ein Anſpruch auf 
Befreiung von der Abgabe zu (8 6), fo ift von dem 
anderen Theile die Hälfte der Steuer zu entrichten. 


| Bei Grundſtückserwerbungen im Zwangsverſteige⸗ 
rungs verfahren iſt die Steuer von Demjenigen zu ent⸗ 
richten, welchem der Zuſchlag ertheilt iſt. Iſt dieſer 
eine von der Zahlung des Stempels befreite Perſon 
‘(8 6), fo kommt eine Steuer nicht zur Erhebung. 
ö 8 2. Erfolgt der Eigenthumserwerb auf Grund 
einer Schenkung unter Lebenden insbeſondere auch 
einer remuneratoriſchen oder mit einer Auflage be: 
laſteten Schenkung, fo ift die Abgabe nach dem Be: 
trage, um welchen der Beſchenkte durch den Erwerb 
des Grundſtückes reicher wird, zu entrichten. Für die 
Feſtſtellung dieſes Betrages haben die Vorſchriften der 
SS 14 bis 19 des Geſetzes, betreffend die Erbſchafts⸗ 
ſteuer vom 30. Mai 1873/19. Mai 1891 (G. S. für 
1891 S. 78) und des Artikel 1 Nummer 2 des Ge: 
ſetzes betreffend die Erbſchaftsſteuer vom 31. Juli 1895 
(G. S. für 1895 S. 412) ſinngemäße Anwendung 
zu finden. 

§ 3. Die Steuer wird nicht erhoben, wenn ein 
Grundſtück von einem Veräußerer auf einen Abkömm⸗ 
ling auf Grund eines laſtigen Vertrages übertragen 
wird oder wenn Einer oder Mehrere von den Thell- 
nehmern an einer Erbſchaft das Eigenthum eines zu 
dem gemeinſamen Nachlaſſe gehörigen Grundſtücks er⸗ 
werben. Zu den Theilnehmern an einer Erbſchaft 
wird auch der überlebende Ehegatte gerechnet, welcher 
mit den Erben des verſtorbenen Ehegatten güter⸗ 
gemeinſchaftliches Vermögen zu theilen hat. 


§ 4. Bei Eigenthumserwerbungen, die zum 
Zwecke der Theilung der von Miteigenthümern ge⸗ 
meinſchaftlich beſeſſenen Grundftücke außer dem Falle 
der Erbgemeinſchaft (vergl. $ 3) erfolgen, kommt die 
Steuer nur inſoweit zur Erhebung, als der Werth 
des dem bisherigen Miteigenthümer zum alleinigen 
Eigenthum übertragenen Grundſtücks mehr beträgt, 
als der Werth des bisherigen ideellen Antheils dieſes 
Miteigenthümers an der ganzen zur Theilung gelangten 
gemeinſchaftlichen Vermögensmaſſe. 

§ 5. Erfolgt der Grundſtückserwerb auf Grund 
von Tauſchverträgen, ſo berechnet ſich die Steuer nach 
dem Werthe der von einem der Vertragſchließenden 
in Tauſch gegebenen Grundſtücke und zwar nach den⸗ 
jenigen, welche den höheren Werth haben, bei dem 
Tauſche im Stadtbezirk belegener Grundſtücke gegen 


| 
| 
| 
| 
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außerhalb deſſelben belegene nach dent Werthe der 
erſteren. ; 

86. Wegen der fachlichen und perſönlichen 
Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen, inſoweit 
fie nicht bereits durch die vorangegangenen Beſtinnnun⸗ 
gen geregelt worden find, finden die Beſtimmungen 
der Landesgeſetze über den Urkundenſtempel bezw. 
Schenkungsſtempel entſprechende Anwendung. 

§ 7. Die Werthermittelung ift in denjenigen 
Fällen, in welchen die Steuer von dem Werthe des 
Grundſtücks zu berechnen iſt, auf den gemeinen Werth 
des Gegenſtandes zur Zeit des Eigenthumswechſels zu 
richten. In keinem Falle darf ein geringerer Werth 
verſteuert werden, als der zwiſchen dem Veräußerer 
und dem Erwerber bedungene Preis mit Einſchluß der 
vom Erwerber übernommenen Laſten und Leiſtungen 
und unter Zurechnung der vorbehaltenen Nutzungen. 
Die auf dem Gegenſtande haftenden gemeinen Laſten 
werden hierbei nicht mitgerechnet; Renten und andere 
zu gewiſſen Zeiten wiederkehrende Leiſtungen werden 
nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Erb⸗ 
ſchaftsſteuer vom 30. Mai 1873/19. Mai 1891 
SS 15 bis 19 und vom 31. Juli 1895 Artikel 1 
Nummer 2 kapitaliſirt. 

8 8. Die Veranlagung der Steuer geſchieht 
durch den Magiſtrat (Steuerausſchuß). 

9. Die zur Entrichtung der Steuer Ver⸗ 
pflichteten haben innerhalb einer Woche nach dem Er⸗ 
werbe dem Magiſtrat hiervon ſowie von allen ſonſtigen 
für die Feſtſtellung der Steuer in Betracht kommenden 
Berhältniffen ſchriftliche Mittheilung zu machen, auch 
die die Steuerpflichtigkeit betreffenden Urkunden vor⸗ 
zulegen. 

Auf Verlangen des Magiſtrats ſind die Steuer⸗ 
pflichtigen verbunden, über beſtimmte, für die Ver⸗ 
anlagung der Steuer erhebliche Thatſachen innerhalb 
einer ihnen zu beſtinnnenden Friſt ſchriftlich oder zu 
Protokoll Auskunft zu ertheilen. 

§ 10. Der Magiſtrat ift bei der Veranlagung 
der Steuer an die Angaben der Steuerpflichtigen nicht 
gebunden. Wird die ertheilte Auskunft beanſtandet, 
ſo ſind dem Steuerpflichtigen vor der Veranlagung 
die Gründe der Beanſtandung mit dem Anheimſtellen 
mitzutheilen, hierüber binnen einer angemeſſenen Friſt 
eine weitere Erklärung abzugeben (vergl. § 63 des 
Kommunalabgabengeſetzes). 

Findet eine Einigung mit dem Steuerpflichtigen 
nicht ſtatt, ſo kann der Magiſtrat die zu entrichtende 
Steuer nöthigenfalls nach dem Gutachten Sachver⸗ 
ſtändiger feſtſetzen. 

$ 11. Nach bewirkter Prüfung erfolgt die Ber- 
anlagung der Steuer durch den Magiſtrat, worüber 
dem Steuerpflichtigen ein ſchriftlicher Beſcheid zu⸗ 
zuſtellen iſt. Die Steuer iſt innerhalb vier Wochen 
an die Stadtkaſſe zu entrichten. Nach vergeblicher 
Aufforderung zur Zahlung erfolgt die Einziehung der 
Steuer im Verwaltungszwangsverfahren. 


§ 12. Der Einſpruch gegen die Veranlagung 
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iſt binnen einer Friſt von 4 Wochen nach Zuſtellung 
des Veranlagungsbeſcheides beim Magiſtrat ſchriftlich 
anzubringen. Heber den Einſpruch beſchließt der Ma- 
giſtrat. Gegen deffen Beſchluß ſteht dem Steuer 
pflichtigen binnen einer, mit dem erſten Tage nach 
erfolgter Zuftellung beginnenden Friſt von zwei Wochen 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren (an den Be⸗ 
zirksausſchuß) offen. 

§ 13. Wer eine ihm nach $ 9 dieſer Ordnung 
obliegende Anzeige oder Auskunft nicht rechtzeitig oder 
nicht in der vorgeſchriebenen Form erſtattet, wird, 
inſofern nicht nach den beſtehenden Geſetzen eine höhere 
Strafe verwirkt iſt, mit einer Geldſtrafe von drei bis 
dreißig Mark beſtraft. 

§ 14. Dieſe Ordnung tritt an Stelle der bisher 
in Geltung geweſenen vom 2. Juli 1895, welche 
hiermit aufgehoben wird, in Kraſt. 

Jaſtrow, den 10. Auguſt 1896. 

Der Magiſtrat. 
Herrmann. Zell. Steffen. Wallenſchewaki. 
Saecker. 


Hempel. 


Vorſtehende Ordnung betreffend die Erhebung 
einer Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grund⸗ 
ſtücken im Bezirke der Stadtgemeinde Jaſtrow wird 
auf Grund der 88 18 und 77 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 genehmigt. 

Marienwerder, den 15. September 1896. 

Der Bezirksausſchuß zu Marienwerder. 
J. V.: gez. Kühne. 
Nr. 5644. B. A. 

Zu der vorſtehenden Genehmigung hat der Herr 
Ober⸗Präſident ſeine Zuſtimmung mittels Erlaſſes vom 
31. Oktober d. Js. — 9414. O. P. — ertheilt. 
Marienwerder, den 6. November 1896. 

Der Regierungs⸗Praſident. 
Ordnung, 
betreffend 
die Erhebung eines Zuſchlages zur Brauſteuer und 
einer Bierſteuer in der Stadtgemeinde Jaſtrow. 


9 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung vom 8. Auguſt 1896 wird hierdurch in 
Gemäßheit der 88 13, 18 und 82 des Kommunalab⸗ 
gaben = Gejeges vom 14. Juli 1893 für die Stadtge⸗ 
meinde Jaſtrow nachſtehende Steuerordnung erlaſſen. 


1. Zuſchlag zur Brauſteuer. 
8 1. Steuerſatz. 

Vom 1. Oktober 1896 ab wird von dem im 
Gemeindebezirke Jaſtrow gebrauten Biere eine Steuer 
von fünfzig vom Hundert zur Brauſteuer erhoben. 

§ 2. Zeit der Zahlung. 

Der Zuſchlag iſt von den Brauereibeſitzern gleich 
wie die Brauſteuer bei der Anmeldung und Verſteue⸗ 
rung der einzelnen Gebraue oder bei der Einzahlung 
der Fixationsraten an die Stadtkaſſe zu. entrichten. 
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§ 3. Erſtattungen. auf Wagen, Karren oder ſonſtige Weiſe Bier in den 

Für die Erſtattung des Zuſchlags ſind die wegen Gemeindebezirk ein⸗ oder durch den Gemeindebezirk durch⸗ 
Erſtattung der Brauſteuer in § 7 des Geſetzes vom führt, ift verpflichtet, eine, die Namen der Abſender 
31. Mai 1872 gegebenen Vorſchriften maßgebend; ſie und Empfänger und den Inhalt jeder einzelnen Sen⸗ 
erfolgt auf Grund einer Beſcheinigung des Königlichen dung enthaltende Nachweiſung in doppelter Ausferti⸗ 
Haupt⸗Steuer⸗Amts über die bewirkte Erſtattung der gung bei ſich zu führen und beide Ausfertigungen an 
Brauſteuer. den von dem Magiſtrate beſtimmten Stellen vorzu⸗ 
§ 4. Ausfuhrvergütung. legen. Eine Ausfertigung wird dem Frachtführer ſo⸗ 

Für das vom 1. Oktober 1896 ab aus dem fort abgeſtempelt zurückgegeben. Jeder Frachtführer 
Gemeindebezirke Jaſtrow ausgeführte Bier wird der iſt verpflichtet, dem Aufſichtsbeamten auf Erfordern 


gezahlte Zuſchlag vergütet. 
Der Anſpruch auf die Vergütung wird nur zt 
verläſſigen und in ſteuerlicher Beziehung unbeſcholtenen 


die Nachweiſung vorzuzeigen. 
§ 9. Zahlung der Steuer. 
Von auswärts eingeführtes Bier muß von dem 


Brauern und nur dann zugeſtanden, wenn dieſelben Empfänger ſpäteſtens am Tage nach dem Empfange 
nur ſelbſtgebrautes Bier ausführen, und wenn ſie während der üblichen Dienſtſtunden auf der Stadt⸗ 
Bücher führen, aus denen die zur Bierbereitung ver⸗kaſſe verſteuert werden. Steuern, welche hiernach an 
wendeten Stoffe und deren Menge ſowie der Umfang Sonn⸗- und Feſttagen entrichtet werden müßten, find 


der Bierbereitung und der Bierausfuhr ſich ergiebt. 
Die Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich au 
Anweiſung des Magiſtrats durch die Stadtkaſſe. 
2. Steuer von eingeführtem Bier. 
8 5. Steuerſatz. 

Vom 1. Oktober 1896 ab wird von dem in dem 
Gemeindebezirk Jaſtrow eingeführten, auswärts ge⸗ 
brauten Bier eine Steuer von fünfundſechszig Pfennigen 
für das Hektoliter erhoben. Für das aus dem Ge 
meindebezirk wiederausgeführte Bier wird die Steuer 
vergütet. Der Anſpruch auf Vergütung wird nur zu⸗ 
geſtanden, wenn über den Umfang der Bierausfuhr 
von dem Ausführenden zuverläſſige Bücher geführt 
werden. Die Bücher müſſen auf Erfordern den von 
dem Magiſtrat mit der Aufſicht beauftragten Beamten 
jederzeit zur Einſicht vorgelegt werden. 

Die Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich 
auf Anweiſung des Magiſtrats durch die Stadtkaſſe. 
8 6. Befreiungen. 

Von der Steuer befreit iſt: 

a) Bier, welches in Menge von nicht mehr als zwei 

Liter eingeführt wird; 

b) Bier, welches durch den Gemeindebezirk nur burd: 
geführt wird. 

Durchgeführtes Bier iſt auch ſolches, welches auf 
der Eiſenbahn zugeführt wird, ohne in die Stadt ein⸗ 
gebracht zu werden, auf dem Bahnhofe lagert und 
demnächſt in den Urgebinden weiter befördert wird, 
oder welches auf der Achſe eingegangen, in denſelben 
Gebinden und mit demſelben Frachtbriefe weitergeht. 

§ 7. Art, Ort und Zeit der Einfuhr. 


— 


Alles zur Einfuhr beſtimmte Bier muß in Fäſſern, 


deren geaichter Inhalt auf denſelben in Zahlen deut⸗ 
lich eingebrannt iſt, oder in vollen, für jedes Fracht⸗ 
ſtück gleichartigen Flaſchen eingehen. Die Einführung 
iſt außer auf den Eiſenbahnen nur an den von der 
ſtädtiſchen Verwaltung beſtimmten Stellen und nur in 
der Zeit von 7 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abends zu: 
läſſig. 
§ 8. Ueberwachung der Einfuhr. 
Wer von auswärts oder von den Bahnhöfen 


am Vormittag des nächſten Werktages zu zahlen. 
Wer Bier empfängt, welches von auswärts eingeführt 
iſt, hat der Kaſſe eine mit ſeiner Unterſchrift verſehene 
Anzeige in doppelter Ausfertigung vorzulegen, aus 
welcher der Abſender, der Inhalt des Gebindes, der 
Lagerort, Tag und Stunde des Empfängers und der 
Betrag der Bierſteuer erſichtlich ſein müſſen. Eine 
Ausfertigung wird dem Steuerpflichtigen mit Empfangs 
beſcheinigung übergeben; dieſelbe iſt in einem Sammel⸗ 
hefte aufzubewahren und dem Aufſichtsbeamten auf 
Erfordern vorzulegen. 
$ 10. Lagerbuch. 

Wer ſich mit dem Kauf von Bier zum Weiter⸗ 
verkauf oder Ausſchank befaßt, hat über das vom 1. 
Oktober er. ab unmittelbar von auswärts bezogene 
Bier ein Lagerbuch zu führen. Daſſelbe iſt den in $ 
9 für die Anzeige gegebenen Vorſchriften entſprechend 
einzurichten und jederzeit nebſt dem Sammelhefte der 
Anzeigen zur Einſicht der Aufſichtsbeamten bereit zu 


halten. 
§ 11. Durchſuchungen. 

Dem Aufſichtsbeamten ift von denjenigen, welche 
Bier von auswärts bezogen haben, behufs Vornahme 
von Durchſuchungen der Zutritt zu den Räumen, in 
denen das Bier gelagert wird, zu geſtatten. 

3. Zuläſſige Vereinbarungen. § 12. 

Der Magiſtrat iſt befugt, mit einzelnen Steuer⸗ 
pflichten zum Zwecke der Erleichterung des Verkehrs, 
ferner der Zahlung und Vergütung der Steuer be⸗ 
ſondere Vereinbarungen zu treffen. Die Vereinbarun⸗ 
gen bedürfen der Genehmigung. 

4. Strafen. § 13. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer 
Ordnung werden mit einer Strafe von 9 M. belegt. 
Außerdem iſt im Falle der Steuerhinterziehung die 
hinterzogene Steuer nachzuzahlen. 

Jaſtrow, den 10. Auguſt 1896. 

Der Magiſtrat. 
gez. Hempel. Herrmann. Zell. Steffen. 
Wallenſchewski. Sagecker. 
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Vorſtehende Ordnung, betreffend die Erhebung 12) Der Herr Finanz⸗Miniſter hat die Friſt zur Mb: 
eines Zuſchlages zur Brauſteuer und einer Bierſteuer gabe der Steuererflärungen (8 24 des Einkommen⸗ 
in der Stadtgemeinde Jaſtrow wird auf Grund der ſteuergeſetzes) für das Steuerjahr 1897/98 und für 
§§ 18 und 77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. die Folgezeit auf die Zeit vom 4. bis einſchließlich den 
Juli 1893 mit der Maßgabe genehmigt, daß 20. Januar mit der Maßgabe feſtgeſetzt, daß in den⸗ 

a) in § 4 hinter den Worten „nur ſeibſtgebrautes jenigen Jahren, in welchen der 20. Januar auf einen 

Bier ausführen“, die Worte eingeſchoben werden: Sonn: oder allgemeinen Feiertag fällt, die Friſt nicht 


„und wenn ſie Bücher führen,“ mit dem 20., ſondern erft mit dem 21. Januar 
b) die Anfangsworte des § 9, „Wer von auswärts endigen ſoll. 

Bier einführt, muß daſſelbe ſpäteſtens am Tage Marienwerder, den 17. November 1896. 

nach der Einführung während der üblichen Der Vorſitzende 

Dienſtſtunden auf der Stadtkaſſe verſteuern. der Einkommenſteuer⸗Berufungs⸗Kommiſſion. 

Der Empfänger haftet für die Steuer,” geſtrichen 13) Bekanntmachung. 

und durch die Worte erſetzt werden: „Von aus⸗ Von den zum Zwecke des Chauſſeebaues auf 


wärts eingeführtes Bier muß von dem Empfänger Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 18. Juni 
ſpäteſtens am Tage nach dem Empfang während 1887 ausgegebenen Kreisanleiheſcheinen find behufs 
der üblichen Dienſtſtunden auf der Stadtkaſſe Amortiſation ausgelooſt worden: 


verſteuert werden.“ 4 % Anleihe V. Emiſſion vom 1. Juli 1887. 
Marienwerder, den 15. September 1896. Littr. A. über 2000 Mark Nr. 93. 
Der Bezirks⸗Ausſchuß zu Marienwerder. „ B. über 1000 Mark Nr. 234, 275. 

J. V.: Kühne. „ C. über 500 Mark Nr. 63, 82, 88, 94. 


Nr. 5647. B. A. „ D. über 200 Mark Nr. 105, 109, 116, 153, 
— — 154, 161, 162, 214, 215, 270, 271, 300. 
Zu der vorſtehenden Genehmigung hat der Herr Den Inhabern vorgedachter Anleiheſcheine wer: 
Ober⸗Präſident feine Zuſtimmung mittels Erlaſſes vom den die Kapitalien hierdurch mit der Aufforderung 


31. Oktober d. Js. — 9415. O. P. — ertheilt. gekündigt, die Beträge gegen Einreichung der Anleihe: 


Marienwerder, den 6. November 1896. ſcheine vom 1. Januar 1897 ab bei der hieſigen Kreis: 
Der Regierungs⸗Präſident. Kommunalkaſſe in Empfang zu nehmen. 
10 Bekanntmachung. Gleichzeitig wird der Inhaber des nachſtehend 


ce : ird zun bezeichneten bereits früher ausgelvoften, indeß noch nicht 
Mit Gültigkeit vom 20. d. Mts. ab wird im a, f ; 
arh pelt und Wechſelverkehr, ferner im zur 1 n eine s 
Wechſelverkehr mit Stationen der Oldenburgiſchen 5 1 161 1005 a $ Juli 1887. 
Staatseiſenbahnen und der Station Kempen der ied > 7 5 er | ay AA 
Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn die für friſche Milch wiederholt aufgefordert, dieſen Auleiheſchein nebſt dem 
u. ſ. w. beſtehende Beförderungsbegünſtigung auch auf Zinsſchein behufs Rückzahlung des Betrages bei der 


ſteriliſirte Milch ausgedehnt. Kreis e e 15 e A 
Danzig, den 24. November 1896. de rei Ae ß 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 14) Der Kreistag des Kreiſes Thorn hat unter dem 
11) Bekanntmachung. 28. März 1896 beſchloſſen, von dem dem Kreiſe vor⸗ 
Außer den in unſerer Bekanntmachung vom 23. behaltenen Rechte, die auf Grund der Allerhöchſten 
September d. Is. — IVM. 5377 — angegebenen Privilegien vom 1. November 1880 und 18. Juni 


ſogen. Sonntags⸗Rückfahrkarten gelangen vom 6. De- 1887 ausgegebenen und noch im Umlauf befindlichen 
zember d. Is. ab an den Sonn- und Feſttagen auf den Inhaber lautenden 4½ „igen bezw. 4 » oigen 
noch folgende Rückfahrkarten II. und III. Klaſſe zum Anleiheſcheine des Kreiſes Thorn auf einmal zu kündigen, 
einfachen tarifmäßigen Fahrpreiſe, nur für den Tag Gebrauch zu machen. 
der Löſung gültig, zur Ausgabe: Demzufolge werden die nachbenannten im Wege der 
1. von Kleſchkau nach Danzig, Hauptbahnhof, Auslooſung noch nicht gekündigten Anletheſcheine des 
2. von Marienwerder nach Graudenz und umgekehrt, Kreiſes Thorn hiermit zum 1. April 1897 gekündigt: 
3. von Graudenz nach Bromberg und Danzig Haupt:| 1. 4½ %ige Kreisanleihe IV. Emiſſion. Aler- 
4 


bahnhof über Laskowitz, höchſtes Privilegium vom 1. November 1880 一 
von Driczmin, Dubelno, Jezewo, Laskowitz, Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marien⸗ 
Lindenbuſch, Lnianno, Parlin, Pruſt und War⸗ werder pro 1880 Nr. 51. 
lubien nach Schwetz. Littr. A. über 1000 Mark. 
Schnellzüge und Fahrtunterbrechung find aus- Nr. 1 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 17 18 19 
geſchloſſen. Freigepück wird nicht gewährt. 120727 22 28 24 26 27 29 30 
Danzig, den 26. November 1896. | Littr. B. über 500 Mark. 


Königliche Eiſenbahn⸗Direkiton. Nr. 12 3 8 9 10 12 14 15 16 17 18 19 


20 21 23 24 25 26 27 


36 37 38 39 41 43 4 


53 54 55 56 57 58 59 
70 71 72 73 74 75 76 
84 85 86 87 88 89 90 
Littr C. über 200 Mark. 

Nr. 4 5 78 9 12 13 14 15 16 17 18 19 


28 
5 46 
62 
77 
91 


29 
47 
63 
78 
92 


30 31 32 33 
48 49 50 51 
64 65 67 68 
79 80 81 82 
93 94 95 96. 


21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 33 35 


38 39 40 41 42 43 44 46 47 48 
56 57 58 59 60 61 62 63 65 66 67 


51 52 54 
68 69 


362 一 


34 
52 
69 
83 


20 


37 


55 
70 


73 74 76 80 81 100 101 102 103 104 105 106 


Littr. D über 200 Marl. 

Nr. 12 3 45 678 9 10 11 12 13 14 15 
16 17 18 19 h 21 22 23 24 25 26 27 28 29 
30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 
44 45 46 47 15 49 50 51 52 53 54 55 56 57 
58 59 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 
72 73 74 76 77 78 79 80 81 82 84 85 87 88 
89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 103 104 
106 107 108 110 111 112 113 118 120 126 127 
129 130 132 133 134 135 136 137 138 139 140 
141 142 143 144 145 146 147 149 150 151 152 


107 108 109 110 111 112 115 118 120 121 122 
123 124 125 127 128 129 130 131 132 133 135 
136 137 138 141 142 143 144 145 146 147 148. 


155 
172 
188 


156 
173 
189 


157 
174 
190 


159 
175 
191 


160 
176 
193 


164 
178 
194 


165 
179 
195 


188 
181 
196 


169 
182 
197 


170 
183 
198 


2. 4 % tige Kreisanleihe V. Emiſſton. 


Littr. 

Nr. 123 4 5 
17 18 21 23 24 25 26 27 28 
34 35 36 37 38 39 40 41 42 
49 50 51 52 53 54 55 56 58 
64 65 66 67 68 69 70 71 73 
79 80 81 82 83 84 85 87 88 
97 99 100. 


Nr. 1234 5 


Allerhöchſtes 
Privilegium vom 18. Juni 1887 — Umtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder pro 
1887 Nr. 29. 


A. über 2000 Mark. 
6 78 9 10 


L'ttr. B. 


11 12 13 14 15 16 


29 30 
43 44 
59 60 
74 75 
89 90 


über 1000 Mark. 
6 7 8 8 10 


31 32 
45 46 
61 62 
76 77 
91 94 


33 
48 
63 
78 
95 


11 12 13 14 15 16 


201 202 203 204 205 206 207 208 209 210 211 
212 213 216 217 218 219 220 221 223 224 225 
226 227 228 229 230 231 232 233 234 235 236 
237 238 239 240 241 242 243 244 245 247 248 
249 250 251 252 253 254 255 256 257 258 259 
260 261 262 263 265 266 267 272 273 274 275 
276 277 278 279 280 281 282 283 284 285 286 
287 288 289 291 292 293 294 295 296 297 298 
299. 

Die Kapitalbeträge der Schuldverſchreibungen können 
gegen Rückgabe der letzteren bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
Kaffe hierſelbſt vom 1. April 1897 ab in Empfang 
genommen werden. Die Verzinſung der hierdurch ge- 
kündigten Schuldverſchreibungen hört mit dem 1. April 
1897 auf. Die fehlenden Zinsſcheine werden von 
dem Kapitalbetrage in Abzug gebracht. 

Thorn, den 23. November 1896. 

Der Kreis⸗Ausſchuß. 
15) Bekanntmachung. 

Behufs Tilgung der Konitzer Kreisſchuldverſchrei⸗ 

5 bungen: 


Ka „ Buchſtabe A. Nr. 60 und 114 zu je 1000 Mark, 


C. „ 159, 165 und 167 zu je 200 Mark 


5 ausgelooſt. Dieſe werden den Beſitzern mit der Muf- 


forderung gekündigt, die Kapitalbeträge vom 2. Januar 
1897 ab bei unſerer Kreiskommunalkaſſe hier oder bei 


dem Bankier S. Frenkel in Berlin W., Behrenſtraße 67 
gegen Rückgabe der Schuldverſchreibungen mit den dazu 


gehörigen nach dem 2. Januar 1897 fälligen Zins⸗ 
ſcheinen und den Zinsſcheinanweiſungen baar in Empfang 


3 4% zu nehmen. Eine Verzinſung über den genannten Zeit⸗ 


17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 
31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 
45 46 47 48 49 50 51 52 53 54 55 56 58 59 
60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 
74 75 76 77 78 79 80 81 82 83 84 85 86 87 
88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 100 101 
102 103 104 105 108 109 110 111 112 113 125 
115 116.117 118 119 120 21 22 123 2 

126 127 128 129 130 132 133 134 135 136 

138 139 140 141 142 143 144 145 146 147 

150 151 152 153 154 155 156 157 158 159 16 
162 163 164 165 166 167 168 169 170 171 172 
173 174 175 176 177 178 179 180 181182 ni 
184 185 186 187 188 189 190 191 192 193 

195 196 197 198 200 201 202 203 204 205 256 
207 208 209 210 211 212 213 215 216 217 en 
219 220 222 223 224 225 226 227 228 230 

232 235 236 237 238 239 240 241 242 243 

245 246 247 248 249 250 251 252 254 255 256 
257 258 260 261 262 263 264 265 266 267 268 
269 270 271 272 273 274 276 278 280 281 282 
283 284 285 286 287 288 289 290 292 293 295 
296 297 298 299 300. 


Nr. 1 2 3 4 5 67 8 9 10 11 12 13 14 15 
16 17 18 19 21 22 24 25 27 29 30 31 32 35 


37 39 43 44 46 47 
57 58 59 61 64 65 
77 78 80 83 84 85 


100, 


Littr. C über 500 Mark. 


49 50 51 52 53 
66 67 68 69 71 72 73 
86 87 89 95 96 97 98 


54 55 


56 


76 


99 


punkt F findet nicht ſtatt. 
Konitz, den 11. Juni 1896. 
Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Konitz. 
16) VPerſonal⸗Chronik. 
Es ſind verſetzt worden: Der Steuer⸗Einnehmer 


1. Kl. Tapper aus Neuſtadt als Hauptamts⸗Aſſiſtent 


nach Thorn, der Steuer⸗Einnehmer 1. Kl. Krumrey 
aus Brieſen als Zoll⸗Einnehmer 1. Kl. nach Gollub, 
der Steuer⸗Aufſeher Günther aus Dt. Eylau als 
Steuer⸗Einnehmer 1 Kl. nach Brieſen, und der Grenz⸗ 
Aufſeher Scharfenorth aus Szymkowo als Steuer⸗ 
Aufſeher nach Dt. Eylau, 
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Der Mikitar⸗Invalide Barlau aus Neu Bu: Kreis Schwetz, ift die Erlaubniß ertheilt, im Dies- 
kowitz iſt als Hauptamtsdiener nach Thorn einberufen ſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig 
worden. zu ſein. 

Der Regierungs⸗Aſſeſſor Reinecke in Strasburg 17 
iit dem Lanbrath des Kreiſes Berſenbrück im Ne 4) Die 1. ee, Pniewittert 
gierungsbezirk e zur Hilfeleiſtung in den land⸗ Kreis Culm, wird zum 1. Januar 1897 erledigt. ; 
N elle Soda ift der Mitterguepääter J, Leber evangeliher Ronfefion, melde fid um bie 
Furbach zu Stolzenfelde zum Stellvertreter des Ants jelbe bewerben wollen, haben fih, unter Einſendung 

15 ei “ ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
vorſtehers für den Amtsbezirk Stolzenfelde ernannt. Herrn Dr. See haufen zu Brieſen zu melden 

Im reife Gulme iſt ber Gutebeſſtzer Leonhard Die Schullehrerſtelle zu Nawra Kreis Löbau 
Sindowski zu Pniewitten zum Stellvertreter des ird her d 25 lebi 1 , 
Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Pniewitten ernannt. er tatholif cer Konfeſſion 119 e die 

lebi Die durch das ß a Förſters Ser St ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
9910 0 Eai 997 ” dei de ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Br bisher in der Oberförſterei Grünfelde definitiv Herrn 1 8 Sl 8 1 12 . Kreis Thorn 
übertragen. a 5 N N 

; ER ， ; Ober- wird zum 1. Januar k. J. erledigt. 

5 Dan Forſtauſſeher Shafer, gen 57 5 Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
förſterei Woziwoda, 4 a ln = ſelbe bewerben wollen, haben fih, unter Einſendung 
die durch Verſetzung b es Forſters arpe erledigte tE P ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
zu 4 5 z An Grünfelde vom 1. Jaz Herrn Neidel zu Schönſee zu melden. 
1 En K defini * 1 1 9 5 [ Die Schullehrerſtelle zu Wibſch, Kreis Thorn, 
Gagat = Tele gl. aA an 0 DD. wird zum 1. Dezember d. Is. erledigt. 
Neaſaß, Nieder⸗Auemaaß, Podwie, Noßgarten, el Lehrer kathcliſcher Konfeſſion, welche fih um die- 
CC 
im Kreiſe Culm iſt dem Pfarrer Japſen in Gr. ihrer Zeugniſſe, bei dem een Kreisſchul⸗ 
Lunau übertragen und die bisherigen Ortsſchulinſpektoren, le a: rava gu 10 00 ‚au en 
Kreisſchulinſpektor Dr. Cunerth in Culm und Dr. See- — N 5 学 e gr : BE, reis Stuhm, 
hauſen in Be: 15 Be win entbunden worden. cher katholischer ; Konfeſſion, age d un 
S ee 81 T W dieſelbe e wollen, haben fih, unter Einſendung 
Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thätig zu fein. En fjer 5 e een a GT 
Dem Fräulein Anna Vieweg zu Ah. Sawadda nen. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 49.) 
Nebigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von N. Kanter's Hofbuchdruckeret. 
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